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Tierisch ernst genommen…

Leserbriefe

Die SVP hat als erste 
Partei ein Bekennt-
nis zur Schweiz 
abgelegt mit dem 
Slogan: «Schwei-
zer wählen SVP». 
Die FDP doppelte 
nach: «Aus Liebe zur 
Schweiz» und die 

CVP wollte mit der Aussage «Luzerner 
wählen CVP» bei den Luzerner Kan-
tonsratswahlen Stimmen holen. Schön, 
dass sich jetzt plötzlich alle «bürger-
lichen» Parteien für die Interessen der 

Schweiz einsetzen. Von einem EU-Bei-
tritt spricht niemand mehr. Also alles in 
Butter – oder doch nicht? 

Wir haben 2011 ein Wahljahr. Keine 
Partei will sich im Herbst einen even-
tuellen Wahlerfolg durch eine unbe-
dachte Äusserung verderben lassen.
Sie wissen alle, dass nur noch 19 Pro-
zent des Schweizer Volkes einen EU-
Beitritt befürwortet. Trotzdem ist ein 
Beitritt das geheime Ziel der meisten 
Parteien. Und gleich nach den Wahlen 
im Herbst wird ein EU-Beitritt bzw. 
eine «Integration in die EU» wieder 
zum Thema gemacht. Als Begründung 
möchte ich einige Fakten in Erinne-
rung rufen:

Wenn ein EU-Beitritt für die Parteien 
kein Thema mehr ist – sagte sich des-

halb die SVP-Fraktion – kann das da-
malige Beitrittsgesuch der Schweiz mit 
gutem Gewissen zurückgezogen wer-
den. Ich habe deshalb im Nationalrat 
ein Postulat eingereicht mit der Bitte 
an den Bundesrat, das Beitrittsgesuch 
vom 20. Mai 1992 als hinfällig zu er-
klären, da die Schweiz nicht beabsich-
tige, der EU beizutreten. Mein Postulat 
wurde von 60 Nationalräten mitun-
terzeichnet. Und wie war das Resul-
tat? Das Postulat wurde mit 126 zu 
60 Stimmen abgelehnt! CVP und FDP 
stimmten dagegen, das Beitrittsgesuch 
als hinfällig zu erklären. Sie sind also 
logischerweise nach wie vor für einen 
EU-Beitritt. 

Im gleichen Zeitraum stimmte der 
Nationalrat mit 97 zu 79 (11 Enthal-
tungen) einem Postulat von Chris-
ta Markwalder (FDP) zu, in welchem 
nächste «Integrationsschritte» ver-
langt werden, also indirekte EU-Bei-
trittsverhandlungen. 

Anfang Februar dieses Jahres reis-
te Bundesrätin Micheline Calmy-
Rey zu «EU-Verhandlungen» nach 
Brüssel. Im Vorfeld hatte sie zusam-
men mit Bundesrat Schneider-Am-
mann ein brisantes Papier ausgear-
beitet. Nach diesem wollte sie nicht 
nur über die Marktzugangsdossiers 
Landwirtschaft, Elektrizität und Che-
mie verhandeln, sondern auch über 
Zinsbesteuerung und Amtshilfe, über 
weitere Ost-Milliarden, die Übernah-
me von neuem EU-Recht und die Ein-
bindung der Schweizer Armee in die 
Verteidigungs- und Sicherheitspolitik 

der EU. Dieses Verhandlungspapier – 
nach Schneider-Ammann «Bilatera-
le III» genannt – hat Calmy-Rey dem 
Gesamtbundesrat vorgelegt. Dieser 
lehnte aber das Papier ab. Alle fünf 
übrigen Bundesratsmitglieder waren 
strikt dagegen mit der Begründung: 
Die meisten Dossiers interessieren 
nur die EU und für einige Abkommen 
sei im Schweizer Volk keine Mehrheit 
vorhanden. 

So reiste Calmy-Rey nach Brüssel zu 
«Sondierungs-Verhandlungen» und 
schlug den EU-Vertretern einen «ge-
samtheitlichen und koordinierten An-
satz» vor, um gleichzeitig über mehrere 
Dossiers/Bereiche zu verhandeln… Die 
EU sah die Sache etwas anders und es 
herrscht zurzeit noch Uneinigkeit bei 
den Politikern – hüben und drüben. 
Deshalb will keine Partei etwas riskie-
ren und die «Bilateralen III» werden 
vorübergehend auf Eis gelegt, denn wir 
haben ja ein Wahljahr…

Im Hintergrund arbeitet der Bundes-
rat aber weiterhin intensiv an einer 
«Integration in die EU». Unter der 
Floskel «gesamtheitlicher und koor-
dinierter Ansatz» ist eine Einbindung 
der Schweiz in die EU geplant. Das 
bereits in Vorbereitung stehende, um-
fangreiche Vertragswerk würde der 
Schweiz ihre gesamte Eigenständig-
keit rauben. Eine Übernahme des EU-
Rechts würde zudem die Akzeptanz 
fremder Richter notwendig machen. 
Trotzdem werden im Hintergrund Ab-
kommen mit grosser Tragweite vorbe-
reitet, um nach den Wahlen im Herbst 

mit voller Kraft die «Integration in die 
EU» voranzutreiben.

Mit einer automatischen Übernah-
me von EU-Recht, aller neuen EU-Ge-
setze, Regelungen und Anpassungen, 
mit der Schaffung von entsprechen-
den Gerichts-, Auslegungs- und Über-
wachungsbehörden, würde un-
sere schweizerische Souveränität 
ausgeschaltet und die in der Welt ein-
zigartige direkte Demokratie – mit 
Volksabstimmung und Referendum 
– ausgehebelt. So sollen zum Beispiel 
nach dem Willen des Bundesrates in 
Zukunft Volksinitiativen inhaltlich 
im voraus geprüft werden; ein klarer 
Demokratie-Abbau und eine Bevor-
mundung des Schweizer Volkes. Auch 
unsere Neutralität, welche der Schweiz 
Frieden, Stabilität und Erfolg brachte, 
müsste bei einem EU-Beitritt aufgege-
ben werden (94 Prozent der Bevölke-
rung wollen an der Neutralität fest-
halten!). Aber auch für die Wirtschaft 
hätte ein Beitritt grosse Nachteile, be-
sonders in den Bereichen Zinsen, Steu-
ern (MwSt. mindestens 15 Prozent), 
Bankkunden-Geheimnis, Arbeits-
markt usw. Deshalb ist nach wie vor 
die bilaterale Lösung für die Schweiz 
ein sehr guter und gangbarer Weg.

Übrigens: Es wird im Bundesrat wie 
bereits erwähnt – wohl aus taktischen 
Gründen – nicht mehr von einem EU-
Beitritt gesprochen, sondern von einer 
«Integration in die EU». Was ist wohl 
damit gemeint? Es geht offenbar – 
ganz simpel gesagt – darum, alle Ge-
setze und Verordnungen von der EU 

zu übernehmen oder uns ihr in al-
len Bereichen anzupassen, damit der 
Bundesrat bei einer nächsten EU-Ab-
stimmung dem Schweizer Volk sagen 
kann: «Warum seid Ihr eigentlich ge-
gen einen EU-Beitritt? Wir sind doch 
schon jetzt in allen Bereichen ‹EU-
konform› und mit einem Beitritt än-
dert sich überhaupt nichts me…» Der 
Bundesrat hat nun auch beschlossen, 
zwei externe Berater hinzuzuziehen, 
um «das Verhältnis zu Brüssel» vertieft 
abklären zu lassen.

Ein EU-Beitritt, Personen-Freizügig-
keit, Grenzsicherung und Einwande-
rung, Asylwesen, Steuerstreit und Kre-
dite an den IWF zur Unterstützung 
bankrotter EU-Staaten, neue «Ko-
häsionszahlungen» an EU-Staaten, 
Agrar-Freihandelsabkommen  (neue 
«WTO-Gespräche» und eine neue 
«DOHA-Runde»), eine weitere Aufsto-
ckung der Entwicklungshilfe…

Es werden nach den Herbstwahlen 
stürmische Zeiten auf uns zukommen. 
Es gilt, einen kühlen Kopf zu bewahren 
und wachsam zu beiben. Wir brau-
chen deshalb für Bern mutige Politiker 
von Format, welche den kommenden 
Herausforderungen gewachsen sind, 
klar Position beziehen und nicht ihre 
Fahne nach dem momentanen Wind 
drehen! Wir brauchen Politiker mit 
«Rückgrat», die für unser Land und 
unsere Werte einstehen und sie notfalls 
auch verteidigen. 

Yvette Estermann, 
Nationalrätin SVP, Kriens

Ein EU-Beitritt ist nicht vom Tisch

Brief aus Bern

Hintergrund-Infos fehlen
Zur Meinungsumfrage «Fusionsabklä-
rung» in Grossdietwil.

Kürzlich wurden alle Bürger der Gemein-
de Grossdietwil mit einem Rundschrei-
ben aufgefordert, ihre Vorstellungen 
über weitere Zusammenarbeitsmöglich-
keiten beziehungsweise eine allfällige 
Fusion kundzutun.

Was haben sich da die Leitungen der 
drei Ortsparteien überlegt? Wie soll ich 
mich entscheiden können, da mir kei-
ne Hintergrund-Informationen vermit-
telt werden? Sie schreiben, die Finanzen 
der Gemeinde sehen nicht rosig aus. Da-
bei geben sie aber keine Auskunft, wel-
che finanziellen Vor- oder Nachteile für 

unsere Gemeinde entstehen bei den 
vorgeschlagenen Möglichkeiten. Wie 
hoch würde der Steuerfuss steigen bei 
einem Alleingang? Wie viele Einwohner 
braucht es bei einer Fusion, damit die 
Beiträge des Kantons fliessen? Sind die 
Vorschläge überhaupt realisierbar? Dies 
sind einige Fragen, die mich beschäf-
tigen und die ich beantwortet haben 
möchte, bevor ich mir eine Meinung bil-
den kann. 

Sie schreiben, die Meinung der Bür-
ger sei Ihnen wichtig. Mit dieser Umfra-
ge bin ich aber total überfordert.

Helena Häfliger-Huber, 
Grossdietwil

Herzliches Dankeschön 
an die Primarschule
Zur Projektwoche der Zeller Primar-
schule.
 
Am vergangenen Freitag, 27. Mai, erleb-
ten wir in der voll besetzten Martinshal-
le in Zell das glanzvolle Resultat einer 
einwöchigen Projektwoche der Zeller 
Primarschüler, ihrer Lehrpersonen und 
weiteren Mitwirkenden.

Was die Schüler hier boten, war herz-
erfrischend wie es eben nur Kinder fer-
tigbringen. Das Thema, man könnte es 
nennen «Lebe deinen Traum», mach-
te Oli, ein bunter Vogel, für sich wahr 
und flog um die ganze Erde. Auffallend 
im Stück war, dass der Vogel stets auf 
freundliche, ihm wohlgesinnte Men-
schen und Tiere traf, weltweit. Aber 
auch das Heimweh nach seinen Wur-
zeln, der Schweiz und besonders Zell, 
offenbarte sich im Stück. Erfrischend, 
herzlich und mit viel sichtbarer Freude 
zeigten die Schüler ihren Eltern, Lehr-
personen, Grosseltern, Geschwistern 
usw., was sie in dieser Projektwoche ge-
schaffen hatten. 

Ein herzliches Dankeschön aus den 
Reihen der Zuschauer an die Schüler 
und Lehrpersonen, die viel Herzblut, 
Arbeit und Können in ihre Darbietung 
investiert haben. Respekt! Ein voller Er-
folg und nochmals ein grosser Applaus 
an alle.

Pe Ritter, 
Bachhaldenrain 5, Zell

Das Rütli-Reglement überdenken
Jeweils einen Tag vor der Delegierten-
versammlung der SVP Schweiz tagt der 
Zentralvorstand. Um den Mitgliedern 
den zweitägigen Aufenthalt etwas ange-
nehmer zu gestalten, lädt der gastgeben-
de Kanton jeweils zu einem «Nebenpro-
gramm» und Nachtessen ein. Im Januar 
lud der Kanton Luzern nach Perlen ein, 
dieses Mal wählte der Organisator das 
Rütli aus, weil die offizielle Sitzung in 
Brunnen stattgefunden hat. 

Das Nebenprogramm ist jedes Mal 
eine Überraschung, wird also den 
Teilnehmern nie zum voraus bekannt 
gegeben. So auch dieses Mal, als wir 
nach getaner Arbeit von den kantonalen 
Organisatoren zum Schiffssteg gebeten 
wurden, um mit dem Kursschiff den See 
zu überqueren, und nach rund zehn-
minütiger Fahrt an der nächsten Anle-
gestelle das Schiff wieder zu verlassen. 

Erst beim Besteigen des Kursschiffes 
wurde der zirka 50köpfigen Reisegrup-
pe klar, wohin der Ausflug gehen sollte. 
Vorher wusste ausser den Organisato-
ren niemand Bescheid, auch Bundesrat 
Ueli Maurer nicht. 

Dass plötzlich Presseleute auf dem 
Schiff auftauchten, hat erstaunt. Woher 
sie tags zuvor den Tipp erhalten haben, 
wollte mir weder der Journalist noch der 
Fotograf verraten…

Dass nun anderntags der Besuch der 
Rütliwiese durch Gleichgesinnte eine 
halbe Staatskrise ausgelöst hat, wirft bei 
mir einige Fragen auf. Gemäss meinem 
Wissensstand gehört die Rütliwiese der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft – 
also «dir und mir». Die Schweizerische 
Gemeinnützige Gesellschaft ist von der 
Eidgenossenschaft bloss als Verwalterin 
eingesetzt worden. Dass die Verwalte-

rin die Rütliwiese vor Chaoten jeglicher 
Herkunft schützt, gehört zu ihren Auf-
gaben. Dass sie aber letztlich festhält, 
wer von den friedlichen Bürgern «sein 
Eigentum» noch betreten darf, geht ein-
deutig zu weit. Entweder weist die Eid-
genossenschaft diese Gesellschaft in die 
Schranken oder dann entzieht sie ihr 
das Mandat. Das von der Verwalterin in 
Eigenregie aufgestelle Benützungs-Re-
glement ist per sofort in diesem Sinne 
zu ändern. Denn wer das Rütli betreten 
darf, bestimmen nicht plötzlich ein paar 
«gnädige Damen und Herren», denn 
letztlich hat man 1291 auf dieser Wie-
se beschlossen, sich von dieser Knecht-
schaft zu befreien.

Oscar Blaser, Littau,  
Mitglied des Zentralvorstandes  
der SVP Schweiz
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Ich habe Bluegrass 
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